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SPD-MdB Friese im Gespräch mit AOK-Chef Weber:

„Verstärkte Qualitätssicherung statt Entsolidarisierung“

Steigende Kassenbeiträge, stark steigende Arzneiausgaben, zunehmende Aufkündigung des solidarischen Prinzips der Krankenversicherung - in der Debatte um die Gesundheitsreform reißen die Hiobsbotschaften nicht ab. Und wenn Thomas Weber, seit Mai Geschäftsführer der AOK Heilbronn, „extreme Verwerfungen“ sieht, die sich in der Gesetzlichen Krankenversicherung „durch den derzeitigen Wettbewerb der Krankenkassen um junge und risikoarme Mitglieder“ ergeben, fügt sich das ins Bild. Ausschließlich Schwarzmalerei war es dann aber doch nicht, was das Gespräch Webers mit dem SPD-Bundestagsabgeordneten Harald Friese in der Heilbronner AOK prägte. Denn ein Großteil der Rezepte, die ausgestellt werden müssen, um eine grundlegende Reform des Gesundheitswesens zu bewirken, waren zumindest zwischen diesen beiden Gesprächspartnern unstrittig.

So sind sich Friese und Weber darin einig, daß es beim Wettbewerb der Kassen nicht darum gehen dürfe, sich die „ertrags- und kostengünstigsten“ Mitglieder, sprich „die guten Risiken“, herauszupicken. Ein derartiger Wettbewerb führe zwangsläufig zur „Entsolidarisierung in der Krankenversicherung“, so der für rund 170.000 Versicherte verantwortliche AOK-Chef. Wenn bei anderen Kassen nur vier Prozent der Mitglieder Rentnerinnen und Rentner seien, bei der AOK aber gut 30 Prozent, werde diese wachsende Diskrepanz deutlich. Statt den solidarischen Gedanken aufzugeben, müsse der Wettbewerb „vielmehr um die Qualität der Leistungen ausgetragen werden“. „Die Sicherung und Optimierung dieser Qualität“ nennt Thomas Weber deshalb als einen der „Eckpfeiler einer vernünftigen Gesundheitspolitik“. Ein weiterer Eckpunkt ist für ihn die verstärkte Einbindung der Hausärzte in das Gesundheitssystem. Als „Lotsen im Gesundheitswesen“ könnten diese Hausarztmodelle auch eine erhebliche Kostensenkung bewirken.

Nicht in Frage kommt sowohl für Weber wie Friese eine Aufsplittung in eine „Zwei-Klassen-Medizin“. Nicht nur, weil, wie der Abgeordnete sagte, „schon praktische Gründe dagegen sprechen“. Auch nicht, weil, so Weber, „beim Thema Grund- und Wahlleistungen eine exakte Definition der Grundleistung bisher noch gar nicht erbracht worden ist“. Sondern weil die Verlierer einer solchen Aufteilung letzten Endes chronisch und schwer Kranke und Behinderte wären, die in einem privaten Versicherungsmarkt auf der Strecke blieben. Richtiger und wichtiger ist für Weber, „bis 2007 beim Risikostrukturausgleich für einen Ansatz zu sorgen, der die tatsächlichen Kosten berücksichtigt“.

Probleme heraufziehen sehen beide auch dann, wenn künftig einzig und allein der Faktor Arbeit zur Finanzierung der Sozialsysteme herangezogen werde. Jedenfalls stehe fest, daß der Faktor Arbeit als alleiniger Finanzier des Gesundheitssystems überlastet sei. „Für die Lösung dieser Aufgabe wird es am besten sein, eine Enquête-Kommission einzuberufen, damit die Beteiligten gemeinsam zu einem Konsens kommen“, meinte Harald Friese. Er sei für verschiedene Lösungswege offen. Zuvor jedoch gelte es, für den Wettbewerb der Kassen gleiche Bedingungen zu schaffen. Und eine Grundvoraussetzung hierfür sind für ihn „gleiche Organisationsrechte für alle Kassen“.
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